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1 Einleitung 

Hier finden Sie ein Best-Practice-Beispiel für eine Unterrichtsstunde zum Thema „Demokra-

tie in der Stadt Potsdam“ im Themenfeld „Demokratie in der Kommune“ für die 5. Jahrgangs-

stufe. Die Schülerinnen und Schüler beschäftigen sich in einer themendifferenzierten Grup-

penarbeit mit den Aufgaben einer Kommune und reflektieren ihre eigene Betroffenheit von 

politischen Entscheidungen. Die Planung ist im Rahmen eines Fachdidaktischen Tagesprak-

tikums im Schuljahr 2012/13 von Lehramtsstudierenden an der Universität Potsdam entwi-

ckelt und exzellent umgesetzt worden. Die hier dargestellte Stunde war die zweite einer sie-

benstündigen Unterrichtsreihe zum Themenfeld „Demokratie in der Kommune“. 

1. Stunde: Was bedeutet Demokratie für mich? 

2. Was passiert in unserer Stadt und was habe ich damit zu tun? 

3.-5. Stunde: Wer gestaltet die Politik in unserer Stadt? 

6. Stunde: Wie kann ich mitbestimmen? 

7. Leistungskontrolle/Test und Unterrichtsreflexion 

2 Sachanalyse  

Die Erörterung der für die Unterrichtsplanung relevanten Problematik „Aufgaben und Funkti-

onen einer Gemeinde“ orientiert sich am Analyseinstrument der drei Dimensionen des Politi-

schen: Inhalt, Prozess und Form. Für diesen Gegenstandsbereich fokussiert sich die Analy-

se vor allem auf die institutionelle Dimension, die polity-Ebene. In der Politikdidaktik bedeutet 

diese Betrachtung vor allem: 

„Politik hat…erstens eine institutionelle Dimension, die durch Verfassung, Rechtsord-
nung und Tradition festgelegt ist. Auch die Grundsätze der politischen Willensbildung 
werden durch Institutionen kanalisiert: Wahlen, Grundrechte der Meinungsfreiheit, Par-
teien und Verbände…der Handlungsspielraum wird durch die Institutionen abgesteckt. 
Im Englischen nennt man diese institutionelle Dimension von Politik polity.1“ 

Eine Kommune bildet im föderalistischen System der Bundesrepublik Deutschland nach 

Bund und Ländern die unterste Ebene im dreistufigen Politik- und Verwaltungsaufbau, wobei 

sie zugleich auch der bürgernächsten Stufe entspricht. Als Basis der staatlichen Ordnung ist 

sie die engste Berührungsstelle zwischen Politik und Bürger. Kommunalpolitik bestimmt und 

beeinflusst maßgeblich den privaten Lebensraum der Einwohner. Der Begriff der „Gemeinde“ 

umfasst dieses Lebensumfeld und stellt die politische, kulturelle, soziale und historische 

                                                
1
 von Alemann, U. 1991: Politikbegriffe. In: Nohlen, Dieter (Hrsg.): Wörterbuch Staat und Politik. München, S.491. 

Zit. nach Ackermann, Paul 1994: Politikdidaktik kurzgefasst: Planungsfragen für den Politikunterricht. hrsg. v. der 

Bundeszentrale für Politische Bildung. Bonn, S.20. 
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Identität mit seinen alltäglichen Lebensbezügen dar. Eine Kommune setzt sich zusammen 

aus Landkreisen, kreisangehörigen Gemeinden und kreisfreien Städten. Mehrere kreisange-

hörige Gemeinden bilden einen Landkreis. Er über-

nimmt die wichtigsten Aufgaben, welche die Ge-

meinden überregional zusammen erledigen können. 

Die kreisfreien Städte unterliegen dagegen einer 

besonderen kommunalen Selbstständigkeit und 

funktionieren unabhängig vom jeweils zugehörigen 

Landkreis2. Das Bundesland Brandenburg lässt sich 

in insgesamt 14 Landkreise und die vier kreisfreien 

Städte Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frankfurt 

(Oder) und Potsdam unterteilen3.  

Die Zuständigkeit und Aufsicht über die jeweiligen 

Landkreis- und Gemeindeverwaltungen obliegt aus-

schließlich der Landesregierung des zugehörigen 

Bundeslandes. Auch die Gemeindegrenzen und die Kommunalverfassung werden durch den 

Landtag entschieden. Der Bund hat in diesem Rahmen keinen Zuständigkeitsbereich. Ledig-

lich durch das Grundgesetz und die Bundesgesetze, deren Ausführung den Ländern und 

damit auch den Kommunen obliegt, können rechtliche Rahmenbedingungen auf Bundes-

ebene geschaffen werden4. Direkt nach den Kommunalwahlen am 28.09.2008 wurde durch 

die Landesregierung des Bundeslandes Brandenburg eine neue Kommunalverfassung ver-

abschiedet, welche die vorher bestehende Unterteilung in Gemeinde-, Amts- und Landkreis-

ordnung durch eine umfassende und für alle Kommunen gemeinsam geltende Gesetzge-

bung ablöst5.  

Kommunen, Landkreise und Gemeinden können als Verwaltungseinheiten definiert wer-

den, die jeweils räumlich begrenzt, staatsrechtlich definiert und politisch unabhängig funktio-

nieren6. Das rechtliche Fundament dafür bildet die im Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes 

der Bundesrepublik Deutschland garantierte kommunale Selbstverwaltung.  

„Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlich-
en Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Auch 
die Gemeindeverbände haben im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach 

                                                
2
 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.) 2009: Kommunalpolitik verstehen. Für junges Politikverständnis. Berlin, 4. 

Auflage, S. 9 (ebenfalls als Bildquelle anzusehen).  

3
 Vgl. http://www.brandenburg.de/cms/detail.php?gsid=lbm1.c.379432.de, Zugriff am 18,03.2012 15:51 Uhr. 

4
 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) 2006: Kommunalpolitik. Information zur politischen Bildung, 

Heft 242, S. 31. 

5
 Vgl. Büchner, Christiane; Franzke, Jochen 2009: Das Land Brandenburg. Kleine politische Landeskunde. hrsg. 

v. der Brandenburgischen Landeszentrale für politische Bildung, S. 82-83. 

6
 Vgl. ebenda, S. 84  
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Maßgabe der Gesetze das Recht der Selbstverwaltung. Die Gewährleistung der 
Selbstverwaltung umfasst auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung 
[…].7“ 

Dazu gehört die Personalhoheit, die besagt, dass die Gemeinden ihr Personal selbststän-

dig auswählen, anstellen, befördern und entlassen dürfen. Weiterhin umfasst es die Organi-

sationshoheit, die das Recht zur eigenen Gestaltung der Verwaltungsorganisation einräumt. 

Die Planungshoheit bedeutet, dass die Gemeinden in eigener Verantwortung Bauleitpläne 

erstellen können, um ihr Gemeindegebiet zu ordnen und zu gestalten. Das Recht auf die 

Erlassung von eigenen kommunalen Satzungen entspricht der Rechtsatzungshoheit. Weiter-

hin enthält die kommunale Selbstverwaltung der Gemeinden die Finanzhoheit, welche die 

Eigenverantwortlichkeit in der Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft repräsentiert. Der letzte 

Bereich beinhaltet die Steuerhoheit und damit das Recht zur Erhebung von Steuern mit der 

Einschränkung, dass dieses Recht durch übergeordnete Gesetze zum Finanzausgleich rück-

wirkend aufgehoben werden kann8. 

Das Aufgabenspektrum einer Gemeinde ist vielfältig und betrifft im weitesten Sinne alle 

Angelegenheiten des unmittelbaren Lebensalltags der Bürger. Die wichtigsten Bereiche wer-

den in der folgenden Aufzählung9 kurz skizziert:  

 Straßenbau und Verkehrswesen 

 Erziehung, vor allem im Bereich von Schulen und Kindergärten 

 Öffentliche Sicherheit durch Feuerschutz, Gewerbeaufsicht und Baupolizei 

 Sozialhilfe, die soziale Fürsorge, Altersheime und Obdachlosenasyle umfasst 

 Bildung und Kultur, z.B. durch die Pflege von Theater, Museen, Büchereien 

 Versorgung mit Wasser, Strom, Gas und das Wohnungswesen 

 Gesundheits- und Jugendpflege durch die Verwaltung von Abfallentsorgung, Kanali-

sation, Grünanlagen, Krankenhäusern, Spielplätzen, Sportstätten und Friedhöfen  

Je nach Möglichkeit der Gemeinde, auf die einzelnen Aufgabenfelder einzuwirken, kann 

die Betrachtung noch weiter ausdifferenziert und kategorisiert werden. Dazu gehören in ers-

ter Linie die Pflichaufgaben. Dabei unterscheidet man auf der einen Seite Pflichtaufgaben 

ohne Weisung, die mit gesetzlichem Auftrag und staatlicher Rechtsaufsicht im Wirkungskreis 

der Gemeinden auszuführen sind, allerdings mit einem gewissen Entscheidungsspielraum in 

der Art und Weise der Durchführung, beispielsweise im Bereich der Bauleitplanung, Jugend-

hilfe, Schulträgerschaft, Kindergärten, Abfallbeseitigung, Abwasserbeseitigung sowie Sanie-

rung und Unterhalt von Ortsstraßen, Ortsdurchfahrten und Verbindungsstraßen. Auf der an-

deren Seite stehen die Pflichtaufgaben mit Weisung unter staatlicher und fachlicher Aufsicht. 
                                                
7
 Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) 2006: Kommunalpolitik. Information zur politischen Bildung, Heft 

242, S. 13. 

8
 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) 2006: Kommunalpolitik. Information zur politischen Bildung, 

Heft 242, S. 14. 
9 Vgl. ebenda, S. 13. 
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Die Gemeinden obliegen nicht nur der Anforderung, diese Aufgaben zu erfüllen, die Bedin-

gungen und der Handlungsrahmen dafür sind ebenfalls genauestens determiniert, beispiels-

weise bei der Verwaltung von Sozialhilfe, bei den Gemeindewahlen, bei der Bewilligung der 

Auszahlung von Wohngeld/Wohnungsbauförderung und beim Melderecht. Der letzte Fokus 

bezieht sich auf die staatlichen Aufgaben. Die jeweiligen Gemeinden sind in diesem Zusam-

menhang nur Verwaltungsbehörden und unterliegen den Gesetzesvorschriften, beispielswei-

se in den Bereichen Ordnungsverwaltung, Polizei und Zivilschutz10. Die Erfüllung dieser Auf-

gabenpalette fällt in den Zuständigkeitsbereich der Gemeindeverwaltungen. Eine zweite Un-

terteilung kann unter dem Aspekt von freiwilligen Aufgaben erfolgen. Das bedeutet, dass die 

Gemeinden in diesem Zuständigkeitsbereich frei, ohne Einwirken von Bund und Ländern 

verfügen dürfen. Die zugehörigen Aufgaben können nach eigenem Ermessen und Belieben 

ausgeführt werden, beispielsweise beim Bau, der Verwaltung und Pflege von Freizeiteinrich-

tungen, Theatern, Büchereien, Sportplätzen, Schwimmbädern, Altenheimen, Grünanlagen, 

Verkehrsbetrieben, Versorgungsunternehmen, Gewerbeansiedlungen und Wirtschaftsförde-

rung11.  

Die Einnahmen, welche die Gemeinden zur Wahrnehmung ihrer verschiedenen Aufgaben 

benötigten, stammen aus unterschiedlichen finanziellen Quellen. Als ein wichtiger Ursprung 

des kommunalpolitischen Handlungsspielraums gilt zum einen der Ertrag durch Steuern, 

beispielsweise in Form von Gewerbe-, Grund- und einem Anteil an Einkommenssteuer. Zum 

anderen erhalten Gemeinden Einnahmen durch Gebühren für Kanalisation, Stände (z.B. auf 

Märkten), Friedhöfe, Müllabfuhr und Straßenreinigung. Eine weitere entscheidende Finanz-

quelle beinhaltet den Erlös aus Beiträgen, beispielsweise für den Bau von Straßen und Bür-

gersteigen, für die Beleuchtung und den Kabelanschluss. Außerdem erhalten die Gemeinden 

allgemeine und besondere Zuschüsse von Bund und Ländern u.a. für den Bau von Sportan-

lagen, Schulbauten und kulturellen Gebäuden sowie für die Durchführung von Verkehrspro-

jekten12.  

3 Didaktisch-methodische Überlegungen  

3.1  Unterrichtsbedingungen  

Die vorliegende Unterrichtsplanung bildet die zweite Unterrichtseinheit innerhalb der Rei-

henplanung für das Themenfeld „Demokratie in der Kommune“. In der vorangegangenen 

                                                
10

 Vgl. Büchner, Christiane; Franzke, Jochen 2009, S. 84-85. 
11

 Vgl. ebenda  

12
 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) 2006:  Kommunalpolitik. Information zur politischen Bildung, 

Heft 242, S. 17. 
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Unterrichtstunde wurde das Demokratieverständnis der Schüler geschult und intensiviert. 

Politische Sozialisation erfahren Kinder altersgemäß vor allem durch die Medien in Form von 

kindergerechten Internetseiten oder TV-Formaten, durch Auseinandersetzungen in der Öf-

fentlichkeit in ihrem jeweiligen Wohnort bzw. ihrer näheren Umgebung, z.B. durch Plakate 

oder Demonstrationen, und durch Gespräche über politische Themen innerhalb ihrer Fami-

lien13. Es kann dementsprechend davon ausgegangen werden, dass die Grundschüler/innen 

durch ihre alltägliche Lebenswelt und Erfahrungen ein für die Unterrichtsplanung relevantes 

Vorwissen in Bezug auf politische Begriffe und Institutionen innerhalb ihrer Stadt sowie eine 

vage Vorstellung über die Funktionsweise eines Staates besitzen. Diese Kenntnisse und 

Fähigkeiten gilt es mithilfe der Unterrichtseinheit zu strukturieren, zu erweitern und zu inten-

sivieren. Dafür ist es von Bedeutung, das komplexe Thema der Aufgaben und Funktionswei-

se einer Stadt bzw. einer Gemeinde auf einem schülergerechten und gehaltvollen Niveau zu 

vermitteln. Damit verbunden muss der Unterricht vor allem anschaulich und beispielhaft ge-

staltet sein, sodass der individuelle Lebensweltbezug, beispielsweise zum eigenen Wohnort 

und zu den Lebensbedingungen der Schülerinnen und Schülern hergestellt werden kann.  

Im Rahmen der Unterrichtsplanung ist vorgesehen, dass die Klasse in sechs Gruppen zu 

je 3 bis 4 Personen aufgeteilt wird. Innerhalb der Gruppenarbeit soll jeweils ein Plakat für 

eine Wandzeitung unter der Fragestellung „Wie funktioniert unsere Stadt Potsdam“ entste-

hen. Dabei zu berücksichtigen wäre, dass der zeitliche Rahmen zur Bearbeitung sehr knapp 

geplant ist und die Schüler/innen innerhalb kürzester Zeit eine Vielzahl von Informationen zu 

verarbeiten und zu strukturieren haben. Deshalb werden Fähigkeiten sowohl in der Gestal-

tung eines Plakates als eine vertraute Arbeitsform, als auch die soziale Kompetenz, sich in 

einer Gruppe teamfähig und verantwortungsbewusst zu verhalten, vorausgesetzt. Weiterhin 

wird erwartet, dass die Schüler/innen wichtige Regeln und Verhaltensweisen im Unterrichts-

geschehen und für die Arbeitsphase beherrschen und selbstständig anwenden. Für die Prä-

sentationsphase ist es von Bedeutung, dass die Grundschüler/innen altersgemäß schon re-

lativ frei vor der gesamten Klasse sprechen können. Die Organisation der einzelnen Unter-

richtsphasen, Arbeitsweisen und Medien sollte möglichst strukturiert und deutlich vermittelt 

werden. Für die Gestaltung des Unterrichts wird lediglich die Tafel benötigt. Außerdem ist 

eine Sitzordnung erforderlich, die sich positiv auf die Arbeits- und Präsentationsphase aus-

wirkt. 

                                                
13

 Vgl. Richter, Dagmar 2007: Das politische Wissen von Grundschülerinnen und -schülern. In: Aus Politik und  

Zeitgeschichte, Heft 32-33, S.21-26. 
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3.2 Didaktisch-methodische Begründungen 

Die vorliegende Unterrichtsplanung ist für eine 5. Klasse mit ca. 23 Schülerinnen und Schü-

lern konzipiert und umfasst den zeitlichen Rahmen einer Unterrichtsstunde mit 45 Minuten. 

Thematisch lässt sie sich im Rahmenlehrplan im Themenfeld „Demokratie in der Kommune“ 

mit der spezifischen Anforderung verbinden, „wichtige kommunale Institutionen und Behör-

den unterscheiden sowie ihre Aufgaben und den kommunalpolitischen Entscheidungspro-

zess beschreiben, sich zu ausgewählten kommunalpolitischen Problemen ein Urteil bilden 

und dies mit einfachen Argumenten begründen14“ zu können, verbunden mit dem inhaltlichen 

Schwerpunkt „kommunale Institutionen und Behörden sowie deren Aufgaben15“. Das Grob-

ziel der Unterrichtsplanung besteht vorrangig darin, dass die Schüler/innen die Aufgaben und 

Funktionen einer Stadt kennenlernen und anhand aktueller Beispiele der Stadt Potsdam an-

wenden und beschreiben können. Klafki, der Begründer der Bildungstheoretischen Didaktik, 

sieht den Kern der Unterrichtsvorbereitung vor allem zuerst in der Analyse des Inhalts im 

Hinblick auf seine exemplarische didaktische Bedeutung anhand folgender fünf Fragen: 16  

1. Welches ist die exemplarische Bedeutung des Gegenstandes?  

2. Welche Gegenwartsbedeutung hat er für die Schüler?  

3. Welche Zukunftsbedeutung wird ihm zugemessen?  

4. Welche Struktur weist der Inhalt auf? 

5. Wie sieht die unterrichtliche Zugänglichkeit für die jeweiligen Schüler aus? 

Die Thematik rund um die Aufgaben und Funktionsweise einer Gemeinde hat eine unmit-

telbare Gegenwarts- und Zukunftsbedeutung für die Schüler/innen, da sie die Basis der 

staatlichen Ordnung und den privaten Lebensraum der Bürger/innen darstellt. Um die Prob-

lematik für die Schüler/innen möglichst anschaulich und exemplarisch darzustellen, wird der 

Begriff „Stadt“ verwendet und die komplexen Inhalte auf einem schülergerechtem und ge-

haltvollem Niveau vermittelt. In der folgenden Analyse werden die einzelnen Unterrichtspha-

sen zunächst detailliert beschrieben und unter Einbeziehung allgemeinpädagogischer, poli-

tikdidaktischer und entwicklungspsychologischer Aspekte didaktisch und methodisch be-

gründet. Das verwendete Phasenmodell17 für die Darstellung des Unterrichtsverlaufs wurde 

vom Politikdidaktiker Paul Ackermann entwickelt und entsprechend auf diese Unterrichtspla-

nung angepasst und leicht verändert.  

                                                
14

 Vgl. RLP 2004, S. 28. 
15

 ebenda. 
16

 Vgl. Michaelis-Jähnke, Karin 2006: Vom Nutzen der grauen Theorie. Pädagogik und Psychologie für Referen-

dare und Lehranwärter an beruflichen Schulen und Institutionen der Weiterbildung. Baltmannsweiler, S.73f. 
17

 Ackermann, Paul 1994: Politikdidaktik kurzgefasst: Planungsfragen für den Politikunterricht, hrsg. V. der Bun-

deszentrale für Politische Bildung, Bonn, S. 117-131. 
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In der Einstiegsphase begrüßt die Lehrkraft die Schüler/innen wie gewohnt zum Unter-

richt, als plötzlich jemand an der Tür klopft. Völlig außer Atem und aufgeregt betritt eine wei-

tere Person den Klassenraum. Sie übergibt der Klasse ein kleines Ufo, das eine geheime 

Botschaft von zwei Außerirdischen enthält.18 Ein Schüler liest den Brief laut vor. Die Außerir-

dischen befinden sich auf einer streng geheimen Mission auf der Erde, um ihren Planeten zu 

retten. Aufgrund einer Panne an ihrem Raumschiff mussten sie in der Stadt Potsdam notlan-

den. Dieser Zwischenfall erweist sich allerdings als Glücksfall. Die Außerirdischen möchten 

gerne die Funktionsweise der Stadt als Modell für ihren eigenen Planeten übernehmen. Da-

für benötigen sie die Hilfe der Klasse, die sie durch eine möglichst detaillierte Beschreibung 

der Stadt Potsdam auf ihrer geheimen Mission unterstützen sollen. Die Botschaft wurde nach 

dem Vorbild des vom Deutschen Bundestags entwickelten „Politibongo - Bundestag macht 

Schule19“ erarbeitet und auf diese Unterrichtssituation angepasst und entsprechend verän-

dert. Da diese Unterrichtseinheit eine der Einführungsstunden innerhalb der Reihenplanung20 

zum Themenkomplex „Demokratie in der Kommune“ darstellt, ist ein kreativer und besonders 

schülerorientierter Einstieg sinnvoll. Nach Paul Ackermann erfüllt der Unterrichtseinstieg eine 

integrierende Funktion, da er auf eine Weise zur Thematik hinführen soll, die im weiteren 

Verlauf der Unterrichtsstunde immer wieder Anknüpfungspunkte für die Bearbeitung der Auf-

gabe bietet. Weiterhin sei es bedeutend, dass wichtige Aspekte der Problematik bereits im 

Einstieg vorgestellt werden und so die zu lösende Aufgabe erkennbar wird21. Mit der Bot-

schaft der Außerirdischen gelingt eine direkte und klare Hinwendung zum Lerngegenstand. 

Durch den Bruch der traditionellen Unterrichtsstruktur durch das Auftreten einer anderen 

Lehrkraft zu Beginn werden die Schüler neugierig und für den neuen Lernstoff motiviert. Wei-

terhin betrifft die Thematik die unmittelbare Lebenswelt der Schüler, da sie sich intensiver mit 

der Stadt, in der sie leben, auseinandersetzen sollen. Diese Form des Unterrichtseinstiegs 

kann beliebig auf die jeweilige Jahrgangsstufe und Klassensituation angepasst werden, bei-

spielsweise eine Botschaft in Form einer Postkarte eines ausländischen Kindes, das mehr 

über die Stadt Potsdam und die Lebensbedingungen der deutschen Schüler/innen erfahren 

möchte, oder die Variante einer Anfrage des Bürgermeisters, der die Schüler/innen bittet, 

eine Wandzeitung für eine Ausstellung im Rathaus zu erstellen.  

In der Phase der Zielorientierung sollen die Schüler zunächst den Inhalt der Botschaft der 

Außerirdischen im Unterrichtsgespräch wiedergeben, insbesondere die Probleme, die auf 

ihrem Planeten zu Chaos und Krisen führten. Die Lehrkraft hält die Schüler/innenantworten 

in Form einer Mind Map an der Tafel fest. Danach wird unmittelbar an die Frage der Außerir-

dischen anknüpft, wie denn die Stadt Potsdam im Detail funktioniert. Die Schüler/innen ant-

                                                
18

 Vgl. Anhang „1a Brief der Außerirdischen“. 
19

 Vgl. „Politibongo - Bundestag macht Schule“, Zugriff unter: https://www.btg-bestellservice.de/pdf/20096500.pdf 
20

 Vgl. „3. Reihenplanung zum Themenfeld Demokratie in der Kommune“.  
21

 Vgl. Ackermann, Paul 1994, S. 120. 
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worten und Ideen sollen auch hier wieder von der Lehrkraft an der Tafel in Form einer Mind 

Map22 festgehalten werden. Im Anschluss wird auf das weitere Stundenvorhaben und die 

Methode der Wandzeitung gemeinsam im Klassenverband hingearbeitet. In der Phase der 

Zielorientierung soll zu Beginn das Vorwissen der Schüler aktiviert werden, in dem sie zuerst 

den Inhalt des Briefes wiedergeben und anschließend eigene Ideen über die Funktionsweise 

der Stadt Potsdam ins Unterrichtsgespräch einbringen. Durch die Anknüpfungspunkte im 

Vorwissen und in der Lebenswelt der Schüler kann der neue zu vermittelnde Unterrichtsstoff 

besser mit der vorhandenen Wissensstruktur verknüpft werden. Das geschieht vor allem 

auch durch eine positive und motivierende Auseinandersetzung mit dem Lerngegenstand. 

Weiterhin ist es wichtig, in der Phase der Zielorientierung den Schülerinnen und Schülern 

das Thema, den Inhalt und die Struktur der Unterrichtsstunde zu vermitteln. Durch die Sozi-

alform des Unterrichtsgesprächs werden diese Eckpunkte des Stundenprogramms im Klas-

senverband gemeinsam erschlossen. Für die Schüler wird der Unterricht dadurch strukturier-

ter gestaltet und so ein intensiveres Lernen ermöglicht.  

Um die Frage der Außerirdischen nach der Funktionsweise der Stadt Potsdam detailliert 

beantworten zu können, soll innerhalb der Unterrichtseinheit eine Wandzeitung zu dieser 

Thematik erstellt werden. Dafür wird die Klasse in der Informationsphase in sechs Gruppen 

mit jeweils drei bis vier Personen eingeteilt. Auf den Gruppentischen befinden sich eine 

Tischkarte mit Gruppennummer und dem Bild eines Außerirdischen, für jede/jeden Schüler/in 

ein Text, ein Umschlag mit Arbeitsanweisungen und Bildern sowie ein leeres Plakat. Jede 

Gruppe bearbeitet ein anderes Aufgabenfeld der Stadt Potsdam, sodass jede einen anderen 

Teil zur Wandzeitung beitragen kann. Zunächst sollte noch auf wichtige und bereits bekannte 

Verhaltensregeln hingewiesen werden, die innerhalb der Gruppenarbeitsphase zu beachten 

sind. Danach lesen sich die Schüler still die jeweiligen Gruppentexte durch und erhalten an-

schließend die Gelegenheit, Fragen zu stellen oder unbekannte Wörter mithilfe des Klassen-

verbandes zu klären. Anschließend bearbeiten sie gemeinsam innerhalb der Gruppen die 

Fragen auf der Arbeitsanweisung, indem sie die passenden Stellen im Text unterstreichen. 

In der Informationsphase sollen die Schüler/innen je nach ihrem Thema die zentralen Aufga-

ben und Funktionen einer Stadt kennenlernen und anhand aktueller Beispiele der Stadt 

Potsdam anwenden und beschreiben können. Die Schüler/innen erschließen sich dieses 

Wissen selbstständig und entdeckend durch die gemeinsame Arbeit in den jeweiligen Grup-

pen. Die Materialien23 sind dafür schülerorientiert und -gerecht konzipiert. Die Texte beste-

hen jeweils aus einer Einleitung, der allgemeine Fakten und Daten der Stadt Potsdam ent-

hält, aus einem Abschnitt über das Aufgabenfeld und die dazugehörigen Funktionen sowie 

aus einem aktuellen lokalen kommunalpolitischen Beispiel. Die Inhalte der Gruppenthemen 

                                                
22

 Vgl. Anhang „1c Tafelbild“. 
23

 Vgl. Anhang „1b Materialien für die Gruppenarbeit“. 
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wurden für die entsprechende Jahrgangsstufe didaktisch reduziert24 und stellen lediglich die 

sechs wichtigsten Aufgabenfelder einer Stadt dar: Verkehrswesen, Versorgung, Bildung und 

Kultur, Erziehung, öffentliche Sicherheit und Gesundheits- und Jugendpflege. Die Arbeitsan-

weisungen sind in jeder Gruppe gleich. Zuerst sollen die relevanten Informationen zum We-

sen des Aufgabenfeldes und dem aktuellen kommunalpolitischen Beispiel verschieden farbig 

unterstrichen werden. Danach bewerten die Schüler/innen, ob und inwieweit sie von dieser 

Funktionsweise betroffen sind. Dadurch wird das neu erworbene Wissen mit der alltäglichen 

Lebenswelt der Kinder verknüpft. Differenziert werden können die Texte, indem sie im 

Schwierigkeitsgrad und/oder im Anforderungsbereich an die jeweiligen unterschiedlichen 

Leistungsniveaus innerhalb der Klasse angepasst werden. In den Arbeitsanweisungen gibt 

es eine Zusatzaufgabe, in der die Schüler/innen wissenswerte und interessante Informatio-

nen über die Stadt Potsdam für die Außerirdischen im Text unterstreichen sollen. In der In-

formationsphase ist es bedeutsam, dass für die Schüler/innen alle relevanten Informationen 

zur Thematik sachgerecht aufgearbeitet werden mithilfe der entsprechend geeigneten Me-

thoden und Medien. Dadurch können neue, für die Fragestellung relevante Fakten, Sachver-

halte und Kategorien erschlossen und aktiv in Verbindung mit dem Vorwissen und bereits 

bestehenden Wissensstrukturen gebracht werden25. Das Wesen der Unterrichtsmethode 

Gruppenarbeit spiegelt sich im folgenden Zitat wider: 

„In den Phasen der Gruppenarbeit erarbeiten die Schülerinnen und Schüler in Grup-
pengrößen zwischen drei und sechs Mitgliedern eine Aufgabenstellung eigenverant-
wortlich und kooperativ. Meist werden die Arbeitsergebnisse so aufbereitet, dass sie 
nach Beendigung der Arbeitsphase vor der gesamten Klasse präsentiert werden kön-
nen. Gruppenarbeit wird in der Regel vom Lehrer geplant, belässt aber den Schülerin-
nen und Schüler eigene Gestaltungsspielräume. […] Während der Arbeit tritt die Lehre-
rin bzw. der Lehrer zurück und beschränkt sich auf das Beobachten, Beraten und das 
Bewerten der Qualität des Arbeitsprozesses.26“  

Nach Wolfgang Mattes bietet Gruppenarbeit vor allem die Chance, die Heterogenität der 

Lerngruppe zu überwinden und als einen Vorteil zu nutzen, indem jede/r Schüler/in entspre-

chend ihrer/seiner Fähigkeiten und Interessen einen Anteil im Arbeitsprozess übernehmen 

kann. Insbesondere leistungsschwächere Schüler/innen profitieren von dieser Unterrichtsme-

thode, wenn sie mit leistungsstärkeren Gleichaltrigen zusammenarbeiten und Hilfestellungen 

bekommen. Für den Politikunterricht leistet die Form der Gruppenarbeit einen wichtigen Bei-

trag zur Demokratieerziehung, da vor allem Verantwortung, Entscheidungskompetenz, de-

mokratische Mündigkeit und Teamfähigkeit als wichtige Qualifikationen der Gesellschaft 

vermittelt werden27.  

                                                
24

 Vgl. „4.2. Sachanalyse“. 
25

 Vgl. Ackermann, Paul 1994, S. 119. 
26

 Mattes, Wolfgang 2011: Methoden für den Unterricht. 75 kompakte Übersichten für Lehrende und Lernende. 

Schöningh Verlag, S. 32. 

27
 ebenda. 
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In der Anwendungsphase besprechen die Schüler innerhalb ihrer Gruppe die Arbeits-

ergebnisse und fertigen dazu ein Plakat28 an. Dafür befinden sich aus zeitökonomischen 

Gründen bereits vorbereitete Bilder, Überschriften und eine Handlungsanweisung im Materi-

alumschlag. Die Lehrkraft hat in dieser Unterrichtsphase eine begleitende und beobachtende 

Funktion und gibt, wenn nötig individuelle Hilfestellungen. Innerhalb dieser Unterrichtsphase 

verarbeiten und strukturieren die Schüler/innen vor allem den neu gewonnenen Lernstoff29. 

Sie wenden den Lernstoff an und erweitern ihre Methodenkompetenz im Rahmen des Poli-

tikunterrichts, indem sie allgemeine und spezifische Informationen über die Stadt Potsdam 

und deren zentralen Aufgaben sammeln, ordnen und mittels einer geeigneten Präsentations-

form für andere zugänglich machen. Dadurch intensivieren die Schüler/innen ihre Sozial-

kompetenz, denn sie gestalten innerhalb der Gruppenarbeitsphase gemeinsam das Endpro-

dukt. Dafür wählen sie innerhalb der Gruppe die Inhalte aus und reflektieren ihre eigene Be-

troffenheit. Außerdem halten sich die Schüler/innen an die vorher vereinbarten Gesprächs-

regeln. Je nach Schnelligkeit und Leistungsniveau bearbeiten die Gruppen noch die Zusatz-

aufgabe.  

Nachdem die Arbeitsphase abgeschlossen ist, stellt jede Gruppe in einer Präsentations-

phase ihr Plakat vor. Dazu werden Kriterien von der Lehrkraft mithilfe des Tafelbildes30 vor-

gegeben. Ein/e Schüler/in soll aus jeder Gruppe das Endprodukt der Arbeit kurz vorstellen. 

Dabei stehen vor allem das Wesen und die eigene Betroffenheit des Aufgabenfeldes im Vor-

dergrund. Anschließend befestigt die Lehrkraft die Plakate an der vorbereiteten Wandzei-

tung, die bereits aus einem Kinderstadtplan der Stadt Potsdam und einem Steckbrief für die 

Zusatzaufgabe besteht. Im Anschluss an die Präsentationsphase schließt die Lehrkraft die 

Unterrichtsstunde ab. Dafür wird nochmals auf das Endprodukt als Antwort auf die geheime 

Botschaft der Außerirdischen verwiesen. Die Präsentations- und Abschlussphase dient zur 

Ergebnissicherung, indem alle Endprodukte der Gruppe im Klassenverbund vorgestellt und 

besprochen werden. Durch die Methode der Wandzeitung im Klassenraum können die Schü-

ler/innen sich jederzeit über die Themenfelder, die nicht von ihnen bearbeitet wurden, inten-

siver informieren. Am Stundenende wird die Zielorientierung und der Lernfortschritt reflektiert 

und ein thematischer Ausblick für die nächsten Unterrichtseinheiten gegeben. 

                                                
28

 Vgl. Anhang „1d Arbeitsergebnisse“. 
29

 Vgl. Ackermann, Paul 1994, S. 120. 

30
 Vgl. Anhang „1c Materialien für die Gruppenarbeit“. 
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5 Anhang 

5.1 Tabellarische Verlaufsplanung  

Lernfeld: Demokratie in der Kommune           Datum: 30.10.2012 

Unterrichtsreihe: Demokratie in der Kommune          Zeit: 45 Minuten  

Thema der Unterrichtsstunde: Was passiert in unserer Stadt und was habe ich damit zu tun?     

Zeit Phase geplantes Lehrer-
verhalten 

erwartetes Schülerverhalten Medien Sozialform 

7’ Einstiegsphase Lehrer/in begrüßt die 
Schüler/innen, als es plötz-
lich an der Tür klopft. 
Die/der Lehrer/in übergibt 
der Klasse ein „Ufo“, das 
einen Brief von einem Au-
ßerirdischen enthält. 
 
„Worum geht es in dem 
Brief der Außerirdischen? 
Welche Probleme gibt es 
auf dem Planeten Bongo?“ 
Lehrerin heftet die vorbe-
reiteten Antworten an die 
Mind Map an der Tafel. 

 
 
 
 
 
 
 
Ein/e Schüler/in liest den Brief der 
Klasse vor.  
 
 
 
Erwartete Schüler/innen-
antworten: Chaos, Krise, Straßen 
sind kaputt, kein Strom, kein 
Wasser, Spielplätze vergammeln. 

„Ufo“, Brief, Material 
5.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tafel, Anwortkarten 
oder Tafelanschrieb  

Frontalunterricht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterrichtsgespräch 
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6‘ Vorwissen aktivie-
ren, Zielorientie-
rung 

Lehrer/in knüpft an die 
Fragen des Außerirdischen 
an und aktiviert das Vor-
wissen der Schüler/innen. 
Sie/er stellt der Klasse die 
Frage: „Wie funktioniert 
denn eigentlich die Stadt 
Potsdam? Was können wir 
den Außerirdischen ant-
worten?“ 
Lehrer/in gibt weitere Im-
pulse: „Um was muss sich 
der Bürgermeister genau 
kümmern? Was für Aufga-
ben hat er zu erledigen?“ 
Lehrer/in sammelt die 
Antworten an der Tafel mit 
Hilfe einer Mind Map.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erwartete Schüler/innenantworten 
könnte sein: „Bürgermeister 
kümmert sich um die Stadt.“  
 
Erwartete Schüler/innenantworten 
könnten sein: Schule, Kindergar-
ten, Straßenbau, Sicherheit etc.  

 Unterrichtsgespräch 

2‘ Gelenkstelle Lehrer/in schließt das Unterrichtsgespräch ab und erläutert das weitere Vorgehen: „Ihr habt schon ganz viele 
wichtige Aufgaben einer Stadt genannt. Um den Außerirdischen zu zeigen, wie eine Stadt im Detail funktioniert, 
wollen wir heute gemeinsam eine Wandzeitung anfertigen und unsere Stadt Potsdam noch besser kennenler-
nen.“  
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10‘ Informationsphase 
1. Arbeitsphase, 
Gruppenbildung, 
Methodenplanung, 
Strukturierung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Arbeitsphase, 
Strukturierung, 
Verknüpfung, Le-
bensweltbezug/ 
Anwendungsphase 

Lehrer/in erklärt die Me-
thode der „Wandzeitung“ 
und verteilt die Aufgaben 
der einzelnen Gruppen. 
Lehrer/in weist noch auf 
wichtige Verhaltensregeln 
während der Gruppenar-
beit hin.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Schüler/innen sehen die Materia-
lien durch und lesen still einzeln 
den Text. Anschließend können 
Fragen oder schwierige Begriffe 
im Klassenverband geklärt wer-
den. Danach markieren sie ent-
sprechend der Arbeitsaufträge 
passende Stellen im Text entwe-
der in Einzel- oder in Gruppenar-
beit 
 
 
Schüler/innen besprechen zu-
sammen in der Gruppe ihre Ar-
beitsergebnisse und fertigen mit 
vorgegebenen Kriterien ein Plakat 
zu ihrem jeweiligen Thema an.  

Texte/Zeitungsartikel, 
Arbeitsblätter, Material 
5.3-5.8 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Texte/Zeitungsartikel, 
Plakat, Bilder 

Gruppenarbeit 
 
 
 
 
 
 
Einzelarbeit 
 
 
 
 
 
 
Einzelarbeit/ 
Gruppenarbeit 
 
 
 
Gruppenarbeit 

2‘ Gelenkstelle Lehrer/in beendet die Arbeitsphase: „Da jetzt alle Gruppen mit 
ihrer Arbeit fertig sind, wollen wir gemeinsam die Wandzeitung 
vervollständigen. Dafür soll zuerst jede Gruppe innerhalb von 2 
Minuten ihr Plakat vor der Klasse vorstellen. Jede Gruppe be-
stimmt ein Mitglied, das spricht. Die anderen Gruppenmitglieder 
halten das Plakat. 

Tafelbild, Plakate, 
Wandzeitung 
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15‘ Auswertungsphase Lehrer/in gibt den Schü-
ler/inne/n Hinweise, wie sie 
ihre Plakate vorstellen 
können. 

Ein/e Schüler/in liest die Kriterien 
an der Tafel laut vor. Ein/e Schü-
ler/in aus jeder Arbeitsgruppe 
spricht, während die anderen 
Schüler/innen das Plakat halten. 
Sie stellen kurz ihr Thema vor, 
sowie das Wesen der entspre-
chenden Funktion der Stadt und 
nennen ein aktuelles Beispiel aus 
der Stadt Potsdam. Sie reflektie-
ren anschließend darüber, inwie-
weit sie davon unmittelbar betrof-
fen. Außerdem sammeln sie mit 
Hilfe ihrer Materialien interessante 
Informationen über die Stadt 
Potsdam. 

Mind Map an der Tafel, 
Wandzeitung, Ufo, 
Brief 

Frontalunterricht/ 
Schüler/innen-
präsentation 

3‘ Abschlussphase 
Verabschiedung, 
Ausblick auf die 
nächste Stunde, 
Lob 

Lehrer/in schließt die Prä-
sentation ab und stellt die 
entstandene Wandzeitung 
vor: „Mit Hilfe der Wand-
zeitung könnt ihr den Au-
ßerirdischen auf die Frage, 
wie die Stadt Potsdam 
funktioniert, sehr detail-
reich antworten. Sie se-
hen, was für Aufgaben 
wichtig sind und was die 
Einwohner des Planeten 
Bongo alles brauchen.“ 
 
Lehrerin lobt die Schü-
ler/innen für ihre Mitarbeit 
und beendet die Stunde.  

 Mind Map an der Tafel, 
Wandzeitung, Ufo, 
Brief 

Frontalunterricht 
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5.2 Material: UFO-Brief der Außerirdischen 
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5.3 Material: Arbeitsauftrag für die Gruppenarbeit 
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5.4 Materialien für die Gruppenarbeit - Verkehrs-

wesen 



 
20 
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5.5 Materialien für die Gruppenarbeit – Versorgung 
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26 



 
27 

5.6 Materialien für die Gruppenarbeit – Bildung und 

Kultur



 
28 



 
29 



 
30 
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5.7 Materialien für die Gruppenarbeit – Erziehung 
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33 



 
34 
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5.7 Materialien für die Gruppenarbeit – Sicherheit 



 
36 



 
37 



 
38 
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5.8 Materialien für die Gruppenarbeit – Gesundheit 

und Jugend 
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